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1. Versicherte Risiken 

 Versichert ist - im Rahmen der dem Vertrag zu Grunde liegenden 
Allgemeine Haftpflicht-Versicherungsbedingungen AHB 2008 und 
der folgenden Bestimmungen - die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers als 

 Bauherr. 

 Versicherungsschutz wird nur geboten, wenn Planung, Bauleitung 
und Bauausführung an einen Dritten vergeben sind. Versicherungs-
schutz für Bauen in eigener Regie (auch Selbsthilfe beim Bau) und 
Übernahme der Planung und / oder Bauleitung (nicht Bauausfüh-
rung) bedarf besonderer Vereinbarung. 

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Haus- und Grund-
stücksbesitzer für das zu bebauende Grundstück und das zu errich-
tende Bauwerk. Die Haus- und Grundstücksbesitzerhaftpflicht gilt 
auch für An-/Umbauten, Sanierungen oder Renovierungen.  

 Die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem 
Bauen mit eigener Leistung (Bauen in eigener Regie) ist mitversi-
chert, sofern die Bauleistungen einen Wert von 75.000 Euro nicht 
übersteigen. Wird die Bausumme überschritten, entfällt die beitrags-
freie Mitversicherung. Übersteigt die Eigenleistung die vorgenannten 

Bausummen, so muss für die gesamte Bausumme, die in Eigenleis-
tung erfolgt, ein Zuschlag entrichtet werden. 

2. Versicherte Personen 

 Versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers. 

 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Familien-
angehörigen des Versicherungsnehmers aus der Wahrnehmung 
von dessen Pflichten als Bauherr. 

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von für den Bauherren 
unentgeltlich tätigen Bauhelfern. Der Versicherungsschutz gilt aus-
schließlich für Tätigkeiten, die dem versicherten Risiko zuzurechnen 
sind. 

 Abweichend von AHB gelten auch gesetzliche Haftpflichtansprüche 
der versicherten Personen untereinander mitversichert, soweit es 
sich um Personenschäden handelt. 

3. Leistungsumfang 

 Es gelten die im Versicherungsschein / Nachtrag genannten De-
ckungssummen. Auf § 3 Ziff. II und III AHB 2008 wird hingewiesen. 

 Sofern im Versicherungsschein / Nachtrag nichts anderes vereinbart 
ist, beträgt die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle während 
der Dauer der Versicherung das Doppelte der hierfür vereinbarten 
Deckungssumme. 

 Die Bestimmungen des § 1 Ziff. 2 c und des § 2 AHB 2008 - Vorsor-
geversicherung - finden keine Anwendung. 

4. Deckungserweiterungen 

 Eine Erweiterung des Versicherungsschutzes über den im Versiche-
rungsschein / Nachtrag und seinen Anlagen genannten Umfang 
hinaus muss besonders beantragt werden und bedarf der ausdrück-
lichen Zustimmung des Versicherers. 

 Ohne besondere Beitragsberechnung gilt jedoch folgendes als ver-
einbart: 

4.1 Leitungsschäden 

 Versichert sind Schäden an Erdleitungen. Als Erdleitungen zählen: 
Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre und andere 
Leitungen.  

 Versichert sind auch Schäden an elektrischen Freileitungen 
und Oberleitungen 

4.2 Gewässerschäden / Kleinmengen gewässerschädlicher 
Stoffe 

 Eingeschlossen ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögens-
schäden wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare 
Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemischen oder 
biologischen Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des 
Grundwassers (Gewässerschäden), mit Ausnahme der Haftpflicht 
als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen 
Stoffen (z. B. Heizöltanks) und aus der Verwendung dieser gelager-
ten Stoffe. 

 Abweichend vom vorherigen Absatz besteht Versicherungsschutz 
für die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von Behältern für sonstige 
Stoffe, wenn die Lagermenge eines Einzelbehälters 100 l / kg und 
die aller vorhandenen Behälter insgesamt 1.000 l / kg nicht über-
steigt. 

 Die Bestimmungen des § 1 Ziff. 2 b) AHB 2008 (Erhöhungen oder 
Erweiterungen des versicherten Risikos), von § 1 Ziff. 2 c) und § 2 
AHB 2008 (Vorsorge-Versicherung) finden keine Anwendung; ins-
besondere besteht kein Versicherungsschutz, wenn eine der ge-
nannten Lagermengen überschritten wird. 

 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im 
Versicherungsfall zur Abwehr oder Minderung des Schadens für ge-
boten halten durfte (Rettungskosten), sowie außergerichtliche Gut-
achterkosten werden vom Versicherer insoweit übernommen, als sie 
zusammen mit der Entschädigungsleistung die Deckungssumme für 



Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten 
bleibt es bei der Regelung der AHB 2008 (§ 3 Ziff. II 4 und Ziff. III 1). 

 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außer-
gerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie 
zusammen mit der Entschädigungsleistung die Deckungssumme für 
Sachschäden übersteigen. Eine Billigung des Versicherers von 
Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des Ver-
sicherers. 

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Scha-
den durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz die-
nenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer ge-
richteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen herbeige-
führt haben. 

4.3 Umweltschadenversicherung 

 Mitversichert sind abweichend von § 1 Ziff. 1 AHB 2008 öffentlich-
rechtliche Ansprüche gemäß Umweltschadensgesetz (USchadG) 
wegen Umweltschäden: 

− an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen, die sich 
auf Grundstücken befinden. Versicherungsschutz besteht auch 
dann, wenn diese im Eigentum des Versicherungsnehmers ste-
hen, standen, oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder ge-
liehen sind oder waren; 

− an Boden. Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn dieser 
im Eigentum des Versicherungsnehmers steht, stand, oder von 
ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen ist oder war; 

− an Gewässern. Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn 
diese im Eigentum des Versicherungsnehmers stehen, standen, 
oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind 
oder waren. Ebenso besteht Versicherungsschutz für Umwelt-
schäden am Grundwasser. 

 Dies gilt auch für Umweltschäden, die im Ausland auf Grund der 
EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen 
Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. 

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 

− die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang 
mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, 
verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den 
Boden, in ein Gewässer oder in die Luft gelangen.  

− durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freisetzung 
von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzen-
schutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmitteln. 

 Diese Ausschlüsse gelten nicht, wenn diese Stoffe durch plötzliche 
und unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und unbeabsichtigt 
in die Umwelt gelangen, diese Stoffe durch Niederschläge plötzlich 
abgeschwemmt werden oder in andere Grundstücke abdriften, die 
nicht im Besitz des Versicherungsnehmers stehen. 

 Ferner sind ausgeschlossen 

− Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder je-
den Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Ver-
sicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen. 

4.4 Sachschäden durch allmähliche Einwirkung 

 Eingeschlossen in die Versicherung sind - abweichend von § 4 Ziff. I 
5 AHB 2008 - Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die ent-
standen sind durch allmähliche Einwirkung von Temperaturen, von 
Gasen, Dämpfen oder Feuchtigkeit und von Niederschlägen 
(Rauch, Ruß, Staub und dergleichen). 

Der Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der im Versiche-
rungsschein / Nachtrag dokumentierten Deckungssumme für Sach-
schäden. 

4.5 Arbeitsmaschinen 

 Eingeschlossen sind gesetzliche Haftpflichtansprüche aus dem Ge-
brauch von 

− selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 
und sofern diese nicht zulassungs- und nicht versicherungspflich-
tig sind. 

 Für die zuvor genannten Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüs-
se in § 1 Ziff. 2 b und in § 2 Ziff. 3 c AHB 2008. 

 Hierfür gilt: 

 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 
Der Fahrer des Fahrzeuges darf das Fahrzeug auf öffentlichen We-
gen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das 
Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erfor-
derliche Fahrerlaubnis hat. 

− nicht selbstfahrenden Kleingeräten zum Rasenmähen, Kehren 
und Schneeräumen 

− Von Be- und Entladeeinrichtungen (zum Beispiel Turmdrehkran) 
einschließlich Schäden an fremden Fahrzeugen 

4.6 Abwasserschäden 

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden durch Abwässer.  

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an Entwässe-
rungsleitungen durch Verschmutzungen und Verstopfungen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

4.7 Vermögensschäden  

 (1) Eingeschlossen ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Vermögensschaden im Sinne des § 1 Ziffer 3 AHB 
2008 aus Schadenereignissen, die während der Wirksamkeit der 
Versicherung eingetreten sind. 

 (2) Die Deckungssumme je Schadenereignis beträgt 50.000 Euro. 
Die Gesamtleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres beträgt das Doppelte der 
Deckungssumme. 

 (3) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus 

1. Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem 
Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder 
gelieferte Sachen oder geleistete Arbeiten entstehen; 

2. Schäden durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, Gerü-
che, Erschütterungen); 

3. planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender 
oder gutachterlicher Tätigkeit; 

4. Tätigkeiten im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-, Versiche-
rungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen 
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenfüh-
rung sowie aus Untreue und Unterschlagung; 

5. der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheber-
rechten; 

6. Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenan-
schlägen; 

7. Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich 
verbundene Unternehmen. Den Ratschlägen, Empfehlungen oder 
Weisungen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen werden 
entsprechende Unterlassungen sowie fehlerhafte oder unterlas-
sene Kontrolltätigkeit gleichgestellt; 

8. Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbeitung, Rationa-
lisierung und Automatisierung, Auskunftserteilung, Übersetzung, 
Reisevermittlung und Reiseveranstaltung; 



9. vorsätzlichem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftrag-
gebers oder aus sonstiger vorsätzlicher Pflichtverletzung; 

10. Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, Wertpa-
pieren und Wertsachen. 

4.8 Senkungen von Grundstücken, Erdrutsch 

 Eingeschlossen sind – abweichend von § 4 Ziffer 5 AHB– Haft-
pflichtansprüche wegen Senkungen eines Grundstücks oder Erdrut-
schungen. Ausgeschlossen bleiben Sachschäden und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden am Baugrundstück selbst 
und/oder den darauf befindlichen Gebäuden oder Anlagen. 

5. Deckungseinschränkungen 

 Ausgenommen von der Versicherung ist, was nicht nach den be-
sonderen Bedingungen oder individuellen Vereinbarungen aus-
drücklich in Versicherung gegeben ist, 

 i n s b e s o n d e r e die Haftpflicht  

5.1 Anderweitige Tätigkeiten 

 aus Tätigkeiten, die nicht dem versicherten Risiko zuzurechnen 
sind; 

5.2 Fahrzeuge 

 wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter 
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch von Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern, Wasser-
fahrzeugen, Luft- und Raumfahrzeugen verursachen oder für die sie 
als Halter oder Besitzer von Wasserfahrzeugen oder Luft- und 
Raumfahrzeugen in Anspruch genommen werden. 

 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten. Eine Tätigkeit der 
genannten Personen an Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern 
und Wasserfahrzeugen ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestim-
mung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer der Fahr-
zeuge ist und wenn die Fahrzeuge hierbei nicht in Betrieb gesetzt 
werden; 

5.3 Bauherrenrisiko 

− wegen nachbarschaftsrechtlicher Ansprüche gemäß §§ 906 ff., 
1004 BGB,  

− wegen privatrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher Aufopferungs- 
und Ausgleichsansprüche, 

− wegen Ansprüchen aus Enteignungen und enteignungsgleichen 
Eingriffen. 

 Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht von Personen, die als 
Betriebsunternehmer beruflich, amtlich u. dgl. tätig werden, insbe-
sondere von selbständigen Bauunternehmen, Handwerksbetrieben 
und Architekten, Bauingenieuren u. dgl. und ihres Personals; 

5.4 Lagerung / Ablagerung von Abfällen  

 wegen Schäden, die darauf zurückzuführen sind, dass Abfallstoffe 
gelagert oder abgelagert werden. Innerhalb des Betriebsgrundstü-
ckes gilt dies jedoch nur, soweit die Abfallstoffe in eigenen oder vom 
Versicherungsnehmer betriebenen Zwischenlagern, Deponien, 
Kompostierungs- oder Abfallanlagen sonstiger Art gelagert oder ab-
gelagert werden; 

5.5 Gemeingefahren 

 wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen 
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, 
illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen 
von Hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt für Schäden durch höhe-
re Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

5.6 Grundwasserverhältnisse 

 aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse. 

6. Arbeitslosigkeit, Berufsunfähigkeit, Rehamaßnahmen 

1. Beitragsbefreiung bei Arbeitsunfähigkeit 

Voraussetzung für die Leistung: 

Der Versicherungsnehmer befindet sich in einem unbefristeten, 
sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis. Die wöchentliche 
Arbeitszeit beträgt mindestens 20 Stunden. Der Versicherungs-
nehmer wird auf Grund einer Erkrankung oder eines Unfalls ar-
beitsunfähig und hat den Anspruch auf Krankengeld durch den 
Sozialversicherungsträger oder einen anderen Träger erlangt. 

2. Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit 

Voraussetzungen für die Leistung: 

Der Versicherungsnehmer hat das 58. Lebensjahr noch nicht 
vollendet und verliert unverschuldet durch Kündigung des Arbeit-
gebers oder im Rahmen eines Insolvenzverfahrens den Arbeits-
platz und meldet sich arbeitslos. Das Arbeitsverhältnis bestand 
unbefristet, ungekündigt und befand sich außerhalb der Probe-
zeit. Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt mindestens 20 Stunden. 
Das Arbeitsverhältnis ist nicht zum Zweck der Ausbildung in ei-
nem Beruf geschlossen. 

3. Generelle Voraussetzungen: 

Der Versicherungsvertrag besteht seit mindestens 3 Monaten 
(Ausnahme bei Arbeitsunfähigkeit durch Unfall), ist ungekündigt 
und befindet sich nicht im Mahnverfahren. 

Der Versicherungsvertrag besteht seit mindestens 3 Monaten 
(Ausnahme bei Arbeitsunfähigkeit durch Unfall), ist ungekündigt 
und befindet sich nicht im Mahnverfahren. 

Der Versicherungsvertrag wird auf Antrag des Versicherungs-
nehmers beitragsfrei bis zu 12 Monate weitergeführt. 

Die Beitragsbefreiung beginnt nach 6 Wochen der Arbeitsunfä-
higkeit bzw. mit dem ersten Tag der Arbeitslosigkeit und endet mit 
dem Ende der Arbeitsunfähigkeit bzw. mit dem Tag der Aufnah-
me eines neuen Arbeitsverhältnisses, spätestens aber 12 Monate 
nach dem ersten Tag der Beitragsbefreiung. 

Der Anspruch auf Beitragsfreistellung ist unverzüglich geltend zu 
machen. Der Versicherungsnehmer hat Auskunft über alle zur 
Feststellung der Beitragsbefreiung erforderlichen Umstände zu 
erteilen und das Vorliegen ihrer Voraussetzung durch Vorlage 
entsprechender Bescheinigungen nachzuweisen. 

Der Versicherungsnehmer hat auf Anforderung, mindestens je-
doch alle 3 Monate, Auskunft über das weitere Vorliegen der Vo-
raussetzung für die Beitragsfreistellung zu geben und geeignete 
Nachweise vorzulegen. Kommt der Versicherungsnehmer dieser 
Verpflichtung nicht unverzüglich nach, endet die Beitragsfrei-
stellung. Sie tritt jedoch mit sofortiger Wirkung wieder in Kraft, 
wenn die Auskünfte und Nachweise nachgereicht werden. Dies 
gilt nicht, solange eine andere Voraussetzung für die Beitragsfrei-
stellung auf Grund eines bereits erbrachten Nachweises erkenn-
bar noch vorliegt. 

Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten die Vereinbarung zur Bei-
tragsbefreiung bei Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslosigkeit zum 
Ende des laufenden Versicherungsjahres durch Erklärung in 
Textform kündigen. Eine zum Kündigungszeitpunkt bestehende 
Beitragsbefreiung wird durch die Kündigung nicht ausgesetzt. 

7. Besonderheiten 

 Die Versicherung endet mit Beendigung der Bauarbeiten, spätes-
tens drei Jahre nach Versicherungsbeginn. 

8. Gerichtsstände 

 In Abänderung des § 13 AHB 2008 gilt folgendes vereinbart: 

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gilt das für den Wohnsitz 
des Versicherungsnehmers zuständige Gericht im Inland, soweit 
dies nicht ohnehin auf Grund gesetzlicher Regelung bestimmt ist.  

9. Versehensklausel 

 Unterlässt der Versicherungsnehmer eine ihm obliegende Anzeige 
oder gibt er fahrlässig die Anzeige unrichtig ab oder unterlässt er 
fahrlässig die Erfüllung einer sonstigen Obliegenheit, besteht wei-



terhin Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass das Versäumnis nur auf einem Versehen beruht und 
nach dem Erkennen unverzüglich nachgeholt wird. Handelt es sich 
um die Anzeige eines Umstandes, auf Grund dessen ein Zu-
schlagsbeitrag zu entrichten ist, so hat der Versicherungsnehmer 
den Zuschlagsbeitrag ab dem Zeitpunkt zu entrichten, an dem der 
Umstand eingetreten ist. 

 Die in § 195 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) festgelegte Verjäh-
rungsfrist oder ein vereinbartes Kündigungsrecht wird durch die vor-
stehende Versehensklausel nicht berührt. 

10. Künftige Bedingungsverbesserungen 

 Werden die dieser Bauherren-Haftpflichtversicherung zu Grunde 
liegenden Bedingungen ausschließlich zum Vorteil der Versiche-
rungsnehmer und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die neuen 
Bedingungen mit sofortiger Wirkung auch für bestehende Verträge. 

11. Bedingungsgarantie 

 Die Bayerische Beamten Versicherung AG garantiert, dass die die-
ser Bauherren-Haftpflichtversicherung zu Grunde liegenden Allge-
meinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB 2008) und Bedingungen zur Bauherren-
Haftpflichtversicherung nach dem Exklusiv-Konzept ausschließlich 
zum Vorteil der Versicherungsnehmer von den durch den Gesamt-
verband der Versicherungswirtschaft (GDV) empfohlenen AHB 2008 
sowie den Mindeststandards des Arbeitskreises EU-
Vermittlerrichtlinie (aktueller Stand) abweichen. 

12. Update-Garantie 

 Bei Einführung eines neuen leistungsstärkeren Tarifes wird dieser 
automatisch als Berechnungsgrundlage zur nächsten Hauptfälligkeit 

zu Grunde gelegt und der Versicherungsschutz entsprechend dem 
neuen Tarif angepasst. Ab dem Zeitpunkt der Einführung eines 
neuen Tarifwerkes besteht bereits beitragsfrei der bessere Versi-
cherungsschutz, auch wenn die Zusendung des neuen Versiche-
rungsscheins grundsätzlich erst zur nächsten Hauptfälligkeit erfolgt. 

 Sollte das neue Tarifwerk Verschlechterungen gegenüber dem Ver-
sicherungsschutz aus dem bisherigen Tarif enthalten, so gelten die-
se Verschlechterungen nicht für diesen Versicherungsvertrag. 

 Die Erhöhung bzw. Anpassung des Versicherungsschutzes entfällt 
rückwirkend, wenn der Versicherungsnehmer der Erhöhung inner-
halb eines Monats nach Zugang der neuen Beitragsrechnung wider-
spricht. Mit diesem Widerspruch gilt die Update Garantie automa-
tisch auch für künftige Fälle gestrichen. 

13. Maklerklausel 

 Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler wickelt den Ge-
schäftsverkehr zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Ver-
sicherer bzw. die germanBroker.net AG ab. Er ist daher bevollmäch-
tigt, Anzeigen, Deklarationen und Willenserklärungen des Versiche-
rungsnehmers entgegenzunehmen, und verpflichtet, diese umge-
hend an den Versicherer oder an germanBroker.net weiterzuleiten. 

14. Betreuungsklausel  

 Zu diesem Versicherungsvertrag gelten besondere Tarif- und Be-
dingungsabsprachen. Wenn dieser Vertrag von einem Makler oder 
Vermittler verwaltet wird, der nicht mit der germanBroker.net AG 
vertraglich verbunden ist, entfallen diese besonderen Vereinbarun-
gen ab der dem Wechseldatum folgenden Hauptfälligkeit. 

 


